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Wer hat inwieweit das Sagen?
Zur Kompetenzverteilung zwischen Hochschulkanzler und Präsident

Dr. Gregor C. Jaburek*

*Die Hochschulgesetze der Länder normieren die Kompetenz-
bereiche von Präsident und Kanzler. In der Praxis gehen je-
doch die Vorstellungen vom „Machtbereich“ des jeweiligen
Funktionsträgers oft auseinander. Der vorliegende Beitrag
stellt die Kompetenzverteilung innerhalb der Hochschulleitung
klar und zeigt auf, dass es einen unentziehbaren Kernaufga-
benbereich des Hochschulkanzlers gibt, in den der Hochschul-
präsident nicht oder nur in gewissen Grenzen eingreifen darf.
Dies folgt nicht zuletzt aus dem beamtenrechtlichen Anspruch
des Kanzlers auf amtsangemessene Beschäftigung.

I. Einleitung

Im Interesse der Leistungsfähigkeit der Hochschulen haben alle
Landeshochschulgesetze1 in den letzten Jahren die Hochschul-
leitungen gestärkt, was u. a. in der Übertragung von Aufgaben
wie dem Abschluss von Zielvereinbarungen, der Zuständigkeit
für hochschulorganisationsinterne Entscheidungen sowie für

die Bestellung und Abberufung der Leitung von wissenschaft-
lichen und künstlerischen Einrichtungen und Betriebseinheiten
seinen Ausdruck gefunden hat.2 Die Hochschulleitung ist damit
die wichtigste Einheit der Hochschule mit weitreichenden Be-
fugnissen und zentraler strategischer Bedeutung. Verfassungs-
rechtlich ist die dadurch erfolgte Stärkung der Hochschullei-
tung umstritten.3 Die Rechtsprechung erklärt allerdings die
gesetzliche Zuweisung von Entscheidungskompetenzen an mo-
nokratische Leitungsorgane von Hochschulen mit Art. 5 Abs. 3
Satz 1 GG vereinbar, sofern diese Kompetenzen sachlich be-
grenzt sind und zugleich organisatorisch hinreichend gewähr-
leistet ist, dass von ihrer Wahrnehmung keine strukturelle Ge-
fährdung der Wissenschaftsfreiheit ausgeht. Solange der
Gesetzgeber ein in diesem Sinne hinreichendes Maß an orga-
nisatorischer Selbstbestimmung der Grundrechtsträger sicher-
stellt, sei er frei, den Wissenschaftsbetrieb nach seinem Ermes-
sen zu regeln, um die unterschiedlichen Aufgaben der
Wissenschaftseinrichtungen und die Interessen aller daran Be-
teiligten in Wahrnehmung seiner gesamtgesellschaftlichen Ver-
antwortung in angemessenen Ausgleich zu bringen.4 Der Bay-
VerfGH hat zur bayerischen Hochschulrechtsnovelle ebenfalls
ausgeführt, dass die Neustrukturierung der Hochschulorgane
mit Stärkung der Kompetenzen der Hochschulleitung bei
gleichzeitiger Schwächung andere Organe verfassungsrechtlich
unbedenklich sei. Z. B. hätten die Befugnisse des Präsidenten
keinen unmittelbaren Einfluss auf Forschung und Lehre des
einzelnen Wissenschaftlers. Die Zuständigkeiten der Hoch-
schulleitung etwa für hochschulpolitische Zielsetzungen, Or-
ganisation und Haushalt nach Art. 20 Abs. 2 Satz 2 BayHSchG
seien zwar wissenschaftsrelevant. Aus Art. 108 BV folge je-
doch kein Anspruch des einzelnen Wissenschaftlers auf be-
stimmte Festlegungen im Hinblick auf die Gestaltung der Uni-
versität, die Organisationsstrukturen, die hochschulpolitischen
Zielsetzungen und die Entwicklung der Hochschule, den Ab-
schluss von Zielvereinbarungen, die Aufstellung von Grund-
sätzen für Evaluierung und Qualitätssicherung, den Abschluss
von Vereinbarungen über eine Zusammenarbeit mit anderen
Hochschulen oder die Verteilung von Haushaltsmitteln und
Stellen. Eine strukturelle Gefährdung der Wissenschaftsfreiheit
sei insoweit nicht erkennbar.5

Innerhalb der Hochschulleitungen wurde im Zuge aller Hoch-
schulrechtsnovellen die Position des Präsidenten gesetzlich ex-
trem gestärkt, was mit einer entsprechenden Schwächung der
Kanzlerposition einherging.6 In der Praxis hat dies bedauerli-
cherweise dazu geführt, dass sich Präsidenten zusehends als
„Geschäftsführer“ der Hochschulen begreifen, während der
Kanzler nur noch als eine Art „Abteilungsleiter“ oder sogar
„Frühstücksdirektor“7 angesehen wird, der bis hin zu Einzel-
entscheidungen den Weisungen des Präsidenten zu folgen hat.
Dem Kanzler einer Hochschule kommt jedoch insofern eine
gewichtige Doppelrolle zu, als er innerhalb der Hochschullei-
tung Verantwortung für strategische Entscheidungen mitträgt
und gleichzeitig für die Umsetzung als Verwaltungschef zu-
ständig ist, wobei er als eine Art Moderator zwischen Staat und
Hochschule fungiert.8 Der Kanzler bewegt sich damit an der
Schnittstelle zwischen Hochschulleitung und Verwaltung und
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